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"Staat verteilt von unten nach oben"
Bildungsökonom Wößmann über die nötige Rendite in der Schulpolitik

Herr Wößman14 der Wissen-
schaftliche Beirat beim Bundes-
wirtschaftsministerium, dem
Sie angehören. hat ein Gutach-
ten zur Akzeptanz der Markt-
wirtschaft veröffentlicht, das zu
einem überraschenden Ergebnis
kommt...
Er hat die Bildungspolitik als die
wichtigste Stellschraube benannt,
um unser Wirtschaftssystem für
die Bevölkerung akzeptabler zu
machen.

Warum ist das ein gewaltiger
Durchbrw:h?
Der Beirat thematisiert den
Wunsch der Bevölkerung nach ge-
rechten Verhältnissen. Das Gut-
achten stellt fest, dass zwei
Hauptfaktoren für die gestiegene
Einkommensungleicbheit Globa-
lisierung und technischer Fort-
schritt sind. Gegen beides können
wir uns nicht ernsthaft sträuben.
Deshalb bleibt gerade in einer
Marktwirtschaft Bildungspolitik
als das,~wichtigste Instrument,
langfristig die soziale Mobilität zu
erhöhen.

In manchenKreisen wird daS seit
Jahrzehnten runtergebetet.
Das sind gemeinhin aber eher
Kreise, die das marktwirtschaftli-
ehe System nicht so hoch halten-
dabei 1stes die Grundlage nnseres
Wohlstands. Der Beirat aber
schaut mit dem Blick des Ökono-
men auf das System und kommt
zu dem wichtigen Ergebnis, dass
gute Bildung für alle unersetzlich
ist, wenn eine MarktWirtschaft
funktionieren soll.

Und fordert eine von Grund auf
bessere Qualifikation der Kinder
undjugendlichen. Abifiir alle?
Das ist natürlich illusorisch. Aber
es gibt einen engen Zusammen-
hang zwischen dem individuellen
Bildungsgrad und dem Erfolg am
Arbeitsmarkt. Darum wäre mit
Blick auf die Einkommensvertei-
lung sehr viel erreicht, wenn im
Schulsystem niemand mehr
durchs Raster fällt. Da ist viel zu
tun, wenn man bedenkt, dass heu-
te sieben Prozent eines Jahrgangs
ohne Schulabschluss, 15 Prozent
ohne Berufsabschluss bleiben.
Kein Jugendlicher mehr ohne
Schul- und Berufsabschluss - das
kann man doch als Ziel begreifen!

ZUR PERSON dass er schon früh auf einen ganz
bestimmten Lebensweg gesetzt
wird, der ihm viele Möglichkeiten
verwehrt. Wenn er mündig ist, ist
es dann schon zu spät.

Politiker; die die Fahne der
Marktwirtschaft hoch halten.
befürworten aber meist das
mehrgliedrige Schulsystem.
Vielleicht noch. Aber das ist ja
nicht schlüssig. Ein freiheitliches
Wirtschaftssystem kann sich nur
entfalten, wennjeder seine Poten~
ziale voll entfalten kann. Dabei
geht es ja nicht um Gleichmache-
rei oder darum) dass jeder am En-
de das Gleiche verdient, sondern
darum, dass jeder mit den glei-
chen Voraussetzungen am Markt-
prozess teilnehmen kann.

Was muss der Staat tun, damit
am Ende die Rendite stimmt?
Besonders groß ist die Rendite,
wenn schon in Kindergarten und
Grundschule angesetzt wird. Der
Staat muss seine Bildungsinvesti-
tionen anders verteilen als bisher.
Was er bisher macht, ist quasi eine
Umverteilung von unten nach
oben. Die Kosten pro Schüler und
Schuljahr sind in Hauptschule
und Gymnasium zwar in etWa
gleich, aber jemand, der studiert,
bleibt ja viel länger im Bildungs-
system als ein Hauptschüler, und
seine Ausbildung kostet am Ende
fast doppelt so viel Geld. Es gilt al-
so, vor allem den sozial und öko~
nomisch schwächeren Schichten
zu helfen, eine Qualifikation zu
erreichen, die sie von den Leistun-
gen des Sozialstaats unabhängig
macht.

Sogar Privatschulen sind - mit
der ökonomischen BriUe be-
trachtet - gutfiir die biBherigen
Bildungsverlierer. Warum?
Es geht um die private Träger-
schaft. Die Niederlande machen
das vor: Wenn öffentliche wie pri-
vate Schulen vom Staat finanziert
werden, fördert das den Wettbe-
werb um die besten Ideen. Das
verbessert das Leistungsniveau
des gesamten Systems. Davon
profitieren vor allem die Kinder,
die bisher keine Wahl zwischen
privat und öffentlich haben. Das
belegen Studien.
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Für längeres gemeinsames Lernen
spricht sich derWissenschaftliche Beirat
beim Wirtschafuministerium - dem
Wößmann angehört - in dem Gutachten

"Akzeptanz der Marktwirtschaftll aus.
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Aber ein Problem, das Sie im
Gutachtenja auch benennen, ist
doch, dass es immer noch vor al-
lem die Kinder aus gutem Hause
sind1 die das Abitur machen...
Dabei gibt es viele Begabte aus bi!-
dungsfernen Schichten, die kein
AbitUr machen, obwohl sie das
Potenzial hätten. Ziel muss sein,
dass jedes Kind die Chance hat,
sein volles Potenzial auszuschöp~
fen. Das gelingt uns leider nicht.

Der Beirat will dieses Problem
auf eine Art lösen, die ihm kaum
den Beifall der Konservativen
einbringen wird.
Mag sein - aber wir sind Wissen-
schaftler, nicht Politiker. Die
Mehrheit hat sich explizit dafür
ausgesprochen, Kinder länger ge-
meinsam lernen zu lassen. Also
nicht so früh - nach der vierten
Kiasse - auf verschiedene Schul-
arten aufzuteilen. Mit diesem Sys-
tem stehen wir international oh~
nehin fast allein. Und es gibt zahl-
reiche wissenschaftliche Belege
dafür, dass diese friihe Aufrei!ung
es mit begünstigt, wenn sozial
Schwache kaum höhere Bildungs-
abschlüsse erreichen.

Wie kommen Ökonomen aufdie-
se bisher eher von Linken undRe-
fonnernfavorisierte Lösung?
Um ein frefheitliches System der
Marktwirtschaft akzeptieren zu
können, muss jeder Mensch mög-
lichst gleiche Startchancen ha-
ben. Das ist aber nicht der Fall,
wenn seine Herkunft dafür sorgt,
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